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Die erſte Ausgabe unſeres Blattes iſt von der Polizei ohne Angabe eines Grundes 
mit Beſchlag belegt worden. Wir vermuthen, daß der Leitartikel: Am Königswort ſoll man nicht 
dreh'n und deuteln die Beranlaffung gegeben hat. Da wir bei wiederholter Durchſicht nichts darin 
finden konnten, was nach unſerer Anſicht ſpeziell die Beſchlagnahme veranlaßt haben könnte, fo 
haben wir den Artikel in dieſer zweiten Ausgabe fortgelaſſen und geben an ſeiner Stelle einen andern 


Auſſaz. 


Die Zukunft des Zollvereins. 


nter den Fragen, welche noch zu löſen ſind, ehe 
1 von geordneten Verhälfniſſen in Deutſch⸗ 
land ſprechen kann, befindet ſich auch die Angelegenheit 
wegen des Fortbeſtehens des Zollvereins. Die beſtehen⸗ 
den Verträge ſind durch den Krieg gelöſt; und man 
hat, um Zeit zur Schließung eines neuen Vertrages zu 
gewinnen, nach dem Friedensſchluß die alten Verträge 
vorläufig auf ſechsmonatlicher be fortveſtehen 
laſſen. Es mag nun auf den erſten Blick ſcheinen, daß 
man dieſen Zuftand ja ruhig beibehalten könne, weil 
beiderſeitiges Intereſſe eine Kündigung verhüten würde. 
Dem ſtehen aber zwei gewichtige Bedenken gegenüber. 
Erſtens, der Mangel an Vertrauen, daß die Regierun⸗ 
gen ſich bei ihrer P litik immer nur von den Intereſſen 
der Berölkerung leiten laſſen, der nach den Erlebniſſen 
dieſes Jahres in manchen Staaten nur zu begründet 
erſcheint. Und doch verlangt der Handel und die In⸗ 
duſtrie zur kräftigen Entwickelung dauernde, wenie ſtens 
auf eine Reihe von Jahren geſicherte Zuſtände für die 
Bemeſſung des Abſatzgebietes. Zweitens ble.bt aber 
auch der alte Zollverein nicht in feiner kisherigen Zu⸗ 


ſammenſetzung fortbeſtehen, da ſämmeliche Staaten des 


Norddeutſchen Bundes, alſo die beiden Mecklenburg, 


Schleswig⸗Holſtein, Lauenburg und die drei Hanſeſtädte 
demſelben zutreten müſſen. Das kann aber offenbar 
nicht ohne Tarifänderungen, und zwar Tarifänderungen 
im Sinne der betretenen Bahn des Freihandelsſyftems 
geſchehen. Nun würden ſich aber, da in Süddeutſch⸗ 
land ſetzt augenblicklich die Schutzzollpartei vorausſicht⸗ 
lich durch alle Gegner Preußens unterſtützt werden wird, 
Würtemberg und Baiern ſchwerlich freiwillig dazu ent⸗ 
ſchließen, denſelben zuzuſtimmen. 


Von einem abſoluten Veto der Einzelſtaaten kann 
und darf aber nicht länger die Rede ſein, wie auch die 
Theilnahme der an dem Norddeutſchen Bunde nicht be⸗ 
theiligten Zellvereinsſtaaten an den Verhandlungen und 
Beſchlüſſen über den Tarif und die Einrichtungen des 
Zollvereins geordnet werden mag., Allerdings fürchten 
wir, daß die Süddeutſchen Regierungen ſich ſehr gegen 
die Aufgabe ihres abſoluten Velos ſträuben und mit 
Kündigung drehen werden, und wir bedauern deshalb 
ſehr, daß man ihren Wideripruch nicht von vornhein 
durch die Aufnahme einer entſp.echenden Beſtimmung 
in den Friedenstraktat abgeſchnitten hat. Vor dieſer 
Drohung der Kündigung darf aber Pieußen und der 
Norddeutſche Bund nicht zunückſchrecken. Sie müſſen 
vielmehr die durch die Erweiterung des Zollvereins im 


Norden nebſt Gewinn der ganzen Deutſchen Seeküſte 
nothwendig werdenden Einrichtungen, beſonders aber die 
Tarifermäßigungen auf alle Fälle durchſetzen. Aller⸗ 
dings würde auch Norddeutſchland von einer Sprengung 
des alten Bandes durch den Verluſt des gewohnten 
Abſaßzgebietes gleichfalls große, aber doch nur vorüber⸗ 
gehende Nachtheile erleiden, während Süddeutſchland in 
ſeiner ganzen Induſtrie geradezu tödtlich getroffen würde. 
Während die Preußiſche, Sächſiſche und Thüringiſche 
Induſtrie wenigſtens einen theilweiſen Erſatz in den 
beiden Mecklenburg, Schleswig⸗Holſtein und den drei 
Hanſeſtädten finden würden, kann doch Niemand im 
Süden ernſtlich daran denken, einen Erſatz für den ver⸗ 
lorenen Markt in Norddeutſchland in Oeſterreich zu ges 
winnen. Sollte aber die Verblendung der Induſtriellen 
es den Süddeutſchen Regierungen möglich machen, ihren 
Widerſtand wirklich bis zur Sprengung des Zollvereins 
fortzuſetzen, fo würden fie dadurch die Induſtrie in ihren 
Ländern ſicherlich um ein Menſchenalter zurückdrängen. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Die Verhandlungen mit Sachſen ſcheinen 
endlich zu einem Abſchluß gelangt zu ſein, doch lautet das, 
was darüber bekannt geworden ih, nicht eben allzu erfreulich. 
Bekanntlich nahm man allgemein an, daß Preußen im In⸗ 
tereſſe ſeiner eigenen Sicherhelt von Sachſen nicht nur das 
Ueberlaſſen der diplomatiſchen Vertretung und die übrigen, 
von den Fürſten des norddeutſchen Bundes en Opfer 
fordern müſſe, ſondern daß es auch eine ſo vollſtändige Mili⸗ 
tairhoheit verlangen müſſe, daß künftighin keine ſelbſtſtän⸗ 
dige ſächſiſche Armee mehr exiſtirt, und daß preußiſche Trup⸗ 
pen Sachſen beſetzen. Jetzt ſchreibt nun eine der Regierung 
ſehr nahe ſtehende Korreſpondenz in dieſer Beziehung: Bei 
den militäriſchen Beſtimmungen des Friedensvertrages mit 
Sachſen handelt es ſich nicht um eine permanente Beſetzung 
einzelner Poſitionen des Königreiches mit Preußiſchen Trup⸗ 
pen, ſondern um proviſoriſche Anordnungen dieſer Art, 
deren Dauer von dem Zeitraume abhängt, wilder für die 
Reorganiſation der Königlich Sächſiichen Armee erforderlich 
ſein wird. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß während des in 
letzterer Hinſicht eintretenden Uebergangs⸗Stadiums Preußiſche 
Truppentheile im Königreiche anweſend bleiben müflen; es iſt 
aber auch einleuchtend, daß dieſe Occupation nach Beſeiti⸗ 
gung des Kriegs⸗Zuſtandes den Sächſiſchen Gemeinden keine 
finanzielle Laſt bereiten wird. Die Preußiſche Regierung 
hat in den Verhandlungen mit dem König Joh mn Alles 
vermieden, was ein Beſtreben, dem beſiegten Deutſchen Für⸗ 
ſten eine Demüthigung zuzufügen, hätke ausgelegt werden 
können. — So viel uns bekannt, handelt es fi. bei den 
Bedingungen überhaupt niemals darum, den König von 
Sachſen zu demüthigen, ſondern nur um Maßregeln, welche 
zur Sicherheit Preußens nothwendig ſchienen. Allerdings 
wird man jetzt ſagen, daß die Dankbarkeit des Königs von 
Sachſen die Bürgihaft dafür fein werde, daß künftig aus 
dieſer Milde kein Nachtheil erwachſen werde, aber, bei allem 
Reſpekt vor den perſönlichen Tugenden des Königs Johann, 
eine ſtarke preußiſche Beſatzunz in Dresden und auf dem 
Königſtein wäre uns lieber als jene Dankbarkeit. 

Zwiſchen Preußen und Oldenburg iſt gegen Ende 
des vorigen Monats ein Vertrag abgeſchloſſen worden, in 


welchem Oldenburg den von ihm auf das Herzogthum Hol- 
ſtein erhobenen Anſprüchen ‚entfagt, und Preußen an das 
Großherzogthum das Holſteiniſche Amt Ahrensbeeck abtritt, 
welches die beiden Olbenburgiſchen Euklaven in Holſtein bis⸗ 
her von einander trennte. Oldenburg hat außerdem Preußen 
lasten Landſtrich zur Vergrößerung des Jahdegebietes über⸗ 
aſſen. 

In Kaſſel haben die Truppen den Eid der Treue gegen 
den König von Pieußen geleiſtet, in Niſſau und Hannover 
dürften die Truppenkörper vollftändig neu gebildet werden. 
Wenn die neuen Regimenter erſt vollzählig ſind, wird die 
militäriſche Macht Preußens mit Einſchluß der Kontingente 
der Staaten des norddeutſchen Bundes einen Zuwachs von 
etwa 200,000 Mann erhalten. In den neuen Provinzen 
Preußens wird natürlich die allgemeine Wehrpflicht 
eingeführt werden; es fragt ſich nur, ob dies auch in den 
übrigen Staaten des norddeutſchen Bundes geſcheben ſoll. 
Nach unſerer Anſicht wird ſich ein ſolcher Schritt nicht ver 
meiden laſſen, denn in einem einheitlichen Hecreckörper muß 
1 nothwendizer Weiſe nach gleichen Grundſätzen 
geſchehen. 

Aus Fulda (Provinz Kurheſſen) wird mitgetheilt, daß 
daſelbſt die Jeſuiten wieder ſehr thätig auftreten. Früher 
war denſelben daſelbſt jede Thätigkeit verboten, und es ſteht 
zu hoffen, daß die preußiſche Regierung die geeigneten Maß⸗ 
regeln ergreifen wird, um dieſelben auch jetzt zu verhindern, 
die Leute zu beunruhigen. 

Ueber das Befinden des Grafen Bismarck lauten die 
Nachrichten noch immer nicht günſtig; derſelbe wird ſchwer⸗ 
lich ſchon am 1. November im Stande ſein, die Geſchäfte 
ſeines Amtes wieder zu übernehmen. Auch der Kriegs⸗ 
minifter, Herr v. Roon, ſoll von einem nicht ganz unbe-- 
denklichen Unwohlſein befallen fein. Derſelbe lebt augen- 
blicklich am Genfer See. 

Die konſervative Partei hat unter ihren Vertretern im 
Herrenhauſe empfindliche Verluſte. Graf Arnim ſoll geiftes- 
krank ſein, und das Befinden des Herrn v. Kleiſt⸗Retzo w 
giebt zu einſtlichen Beſorgniſſen Veranlaſſung. Beide Herren 
gehörten zu den beſten Rednern ihrer Partei. 

Sachſen. In Leipzig haben mehrere ſehr zahlreiche 
Verſammlungen ſtattgefunden, welche ſich für den Friedens⸗ 


ſchluß auf Grund der urſprünglichen preußiſchen Forderungen 


ausgeſprochen haben. Am liebſten würde man dort eine Ein⸗ 
verleibung in Preußen ſehen. 

Heſſen⸗Darmſtadt. Die Kon vention der Regierung 
mit dem Erzbiſchof von Mainz, welche ſeit 12 Jahren von 
der liberalen Partei auf das eifrigſte bekämpft wurde, iſt 
zwar aufgehoben, aber trotzdem fiebt man keine Verminde⸗ 
rung der Rechte, welche die katholiſche Geiſtlichkeit auf Grund 
dieſer Konvention für ſich in Anſpruch genommen. Es wäre 
allerdings auch ſonderbar, wenn von dem Herrn v. Dalwigk 
eine literale Maßregel ausgehen ſollte. 

Württemberg. Nachdem die Kammer die in preußen ⸗ 
feindlichem Sinne gehaltene Adreſſe angenommen, und tier 
ſelbe durch eine Deputation, welche dem Könige zu dieſem 
Zwecke nachreiſen mußte, übergeben worden, iſt die Kammer 
aufgelöſt worden. 

Bayern. Die abnormen Zuſtände dieſes Landes kenn⸗ 
zeichnen ſich am beſten dadurch, daß das Gerücht eniſtehen 
Ba der König wolle zu Gunſten ſeines Großvaters ab- 
anken. 

Baden. In der Sitzung der Abgeordnetenkammer 
am 20. Oktober wurde einſtimmig von der betreffenden 


| Kommiffion, neben der Zuſtimmung zum Waffenſtillſtands⸗ 


und Friedens vertrage, beantragt, die Kammer möge zu 
Protokoll erklären, die Regierung wolle den Eintritt der 
ſüddeutſchen Staaten, insbeſondere Badens, in die Ver⸗ 
bindung der nerddeu ſchen Staaten zur möglichen Wieder⸗ 
herſtellung eines Geſammtdeutſchlande mit aller Entſchieden⸗ 
heit erſtreben. N 

Oeſterreich. Die Mitglieder der deutſchen Verfaſſungs⸗ 
partei haken in den letzten Tagen Beſprechungen abgehalten, 
in denen man ſich über folgendes Programm FRE hat: 

1. Feſthalten an dem Rechte der Reichsverfaſſung; deß⸗ 
halb Ablehnung jedes Arweichens von ihren. legalen Bahnen 
in Delegirten⸗Verſammlungen und ea 2. Feſt⸗ 
halten an dem Maße der in der Reichsverfaſſung gegebenen 
gemeinſamen Angele zenheiten und deren gemeinſamer parla⸗ 
mentariſcher N Er Beihlußfaflung in einer regel⸗ 
mäßig wiederkehrenden Verſammlung der Reichsvertretung. 
3. I nſeits der Grenze der letzteren loyale Bereitwilligkeit 
zu Zugeſtändniſſen, wo diefelben in einer bis auf unſere Tage 
fortlaufenden Geſchichte ihren Ausgangspunkt nehmen. 
4. Sofortige Einberufung des Reichsrathes. 5. Fortbildung 
der verfaſſungsmäßigen Inſtitutionen in wahrhaft konſtitu⸗ 
tionellem Geiste. 6. Klare und entſchloſſene Führung einer 
durch das Vertrauen der Staatsbürger getragenen Regierung, 
bei raſchem, thatkräftigen Erfaſſen der Noihwendigkeit einer 
vollſtändigen Reform der Verwaltung im Sinne der heuti⸗ 
gen Kultur und Freiheit auf dem Gebiete ber geiſtigen wie 
der materiellen Intereſſen. . 

Von der beabſichtigten Verſöhnung mit Ungarn iſt 
es wieder ſtill, ſie ſcheint bis nach dem Erlöſchen der Cholera 
inausgeſchoben zu fein, wenigſtens hat der Kaiſer den Zu⸗ 
armen des ungariſchen Reichstages bis dahin vertagt. 

An der Reorganiſation der Armee wird eifrig 
gearbeitet, es iſt eine Verordnung über das Tragen der Haare 
und des Backenbartes erſchienen. 

Eine Reſolution des Gemeinderaths in Wien ſpricht 
ſich ſehr energiſch für die Nichtzulaſſung der Jeſuiten 
in und um Wien aus und beauftragt die Rechtsſektion, 
über die geeigneten Schritte, die Zulaſſung zu verhindern, 
zu berathen. — Die Ernennung des Herrn v. Beuſt zum 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ift unzweifelhaft. 


Donaufürſtenthümer. In Bukareſt find die Doku⸗ 
mente, in denen die Anerkennung des Fürſten Karl zum 
erklichen Fürſten von Rumänien ausgefprochen wird, ein⸗ 
gegangen. j : 

Frankreich. Die Verfertigung von Hinterladungsgewehren 
wird ſehr eifrig betrieben trozdem ergeht man ſich offiziös 
in den eifrigſten Verſicherungen der Friedensliebe. — Der 
ehemalige Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, v. Thou⸗ 
venel iſt geſtorben; er war einer der eifrigſten und treueſten 
Anhänger Napoleons. J 

Nach Berichten aus Paris hat man dort den Kaiſer 
Maximilian vollſtändig fallen laſſen; die franzöſiſche Re⸗ 

ierung unterhandelt jetzt mit dem Kabinet zu Waſhington 
über den Schutz der franzöſiſchen Intereſſen in Mexiko. 

Italien. Venedig iſt jetzt ganz von den italieniſchen 
Truppen beſetzt. In den nächſten Tagen wird das Reſultat 
der allgemeinen Abſtimmung bekannt werden. 

Mit Rom werden wohl ſehr bald neue Unterhandlungen 
ftattfinden, da der Moment, wo die franzöſiſchen Truppen 
Rom verlaſſen werden, nicht mehr fern iſt. J ug 

Spanien. Das ganze Reich befindet ſich in großer Auf⸗ 
regung; man erwartet mit nächſtem einen neuen Militair⸗ 
aufſtand, welchen wahrſcheinlich ganz offen als ſein Ziel die 


Vereinigung der ganzen Halbinſel unter der Regierung des 
Königs von Portugal hinſtellen wird. 


Türkei. Es ſcheint, als ob die Türkei noch einmal die 
Drangiale, welche ihre Exiſtenz bedrohen, beſeitigen kann, 
wenigſtens lauten die Nachrichten aus Kandia derart, daß 
die Unterdrückung des Aufſtandes wohl in Kurzem zu erwar⸗ 
ten ſteht, und der Ausbruch in den andern Theilen des 
Reiches iſt kaum zum Ausbruch gekommen. 


Soll der Staat induſtrielle Unternehmungen 
betreiben? 


Zu den falſchen wirtbſchaftlichen Anſichten, welche lange 
Zeit in faſt allen Klaſſen der Geſellſchaft geherrſcht haben, 
gehörte auch die Anſicht, daß der Staat nicht nur ſich mit 
Induſtrie beſchäftigen dürfe, ſondern ſich ſogar mit Induſtrie 
beſchäftigen müſſe. Man ging von dem Grundſatz aus, daß 
der Staat alles billiger und beſſer fabriziren 
könne wie der Einzelne, und daß ſo das Volk, indem es 
die Fabrikate billiger kaufen könne, großen Nutzen aus den 
induſtriellen Unternehmungen des Staates zöge. 


Was dieſes „beſſer und billiger fabriziren“ anbelangt, ſo 
hat man ſich ſchon ſeit langer Zeit vom Gegentheil über⸗ 
ech Man In gefunden, daß die Privatinduſtrie in 
reier Kon en und in freier Bewegung viel 
ſchneller alle neuen Vortheile der Fabrikation wahrnimmt, 
und fo viel beſſer und billiger fabriziren kann als der Staat. 
Die ſes ſchnelle Wahrnehmen der Vortheile, welche 
neue Erfindungen bieten, iſt bei der Staatsin⸗ 
duſtrie gar nicht möglich. Man ſetze den tüchtigſten 
und rührigſten Mann als Direktor einer Staats⸗Fabrik ein, 
wenn er eine Verbeſſerung einführen will, ſo muß er erſt 
wegen der Geldbewilligung bei ſeiner vorgeſetzten Behörde 
einkommen; bei dieſen macht die Eingabe den gewöhnlichen 
FR durch, und bis der Direktor die nachgeſuchte 
Erlaubniß erhält, hat er vielleicht ſchon eine neue Verbeſſe⸗ 
rurg ins Auge gefaßt. Dieſe nothwendige Langſamkeit in 
der Ausbeutung der neuen Entdeckungen auf dem Gebiete 
der Induſtrie iſt der eine Krebsſchaden der Staats⸗Induſtrie, 
der zweite iſt die ſchwierige Berechnung des Er- 
trages. 


Wir wollen dies an einem konkreten Beiſpiel zeigen. 
Man hat z. B. Jahre lang die württembergiſchen Staats⸗ 
Elſenwerke als induſtrielle Etabliſſements angeſehen, welche 
ſehr gut rentiren, und die Einnahmen, welche der württem⸗ 
bergiſche Staat aus dieſen Werken zu ziehen glaubte, waren 
ein weſentliches Motiv gegen die wiederholt geforderte Her⸗ 
abſetzung der Eifenzelle im Zollverein. Als ſich aber endlich 
einmal ein vorurtheifefreier Mann daran machte, die Rech- 
nungen jener Werke einer genauen Prüfung zu unterziehen, 
da fand er, daß dieſelben das Holz aus den Staatewalduns 
gen Jahr aus Jahr ein zu einem Preiſe bezogen, der ſich 
ſeit einem Menſchenalter nicht geändert hatie. In dieſer 
Zeit waren die Holzpreiſe natürlich ſehr bedeutend in die 
Höhe gegangen, und wenn man für das verbrauchte Holz 
dieſelben Preife anſetzte, welche Private in denſelben Wal⸗ 
dungen bezahlen mußten, fo zeigte es ſich, daß der ganze 
Gewinn illuſoriſch war. 


So bleibt denn, wenn das „beſſer und billiger) fabri⸗ 
ziren“ fortfällt, nun noch die Konkurrenz übrig, welche 


der Stat feinen eigener Unterthanen macht. Dieſe mag in 
früheren Zeiteu, wo bei uns in Deutſchland die Induſtrie 
noch auf einer ſehr niedrigen Stufe ſtand, nicht von weſent⸗ 
lichem Nachtheil geweſen ſein, ja damals wirkte wehl ſogar 
das Beispiel, welches der Staat durch Anlegung induſtrieller 
Etabliſſements gab, belebend auf die geſammte induſtrielle 
Thätigkeit ein: heut, wo die Plivat.Induſtrie eine jo hohe 
Stufe erreicht hat, kann von einer ſolchen belebenden Wir- 
kung nicht mehr die Rede fein, und die Konkurrenz, fo wohl⸗ 
thätig dieſelbe an ſich auf die Induſtrie wirkt, iſt doch nur 
nützlich, wenn ſie eine vollſtändig gleiche iſt, und der Staat 
kann für feine Etabliſſements ſtets gewiſſe Vortheile ſchaffen, 
welche den wahren Begriff der Konkurrenz verſchwinden 


machen. 

Zu dieſen Gründen gegen die Staats⸗Induſtrie tritt aber 
noch ein ſehr wichtiger Grund hinzu, welcher in engem Zu⸗ 
ſammenhang ſteht mit unſerem Eenftituticnellen Leben und 
der damit verbundenen geſetzlichen Regelung der Staats- 
Einnahmen und Staat3-Autgaben. Es werden nämlich 
durch die Staateinduſtrie die Finanzen des 
Staates wirthſchaftlichen Zufälligkeiten unter⸗ 
worfen, denen ſie bei geregelten Verhältniſſen 
entzogen ſein ſollen. Macht ein indufnielles Etabliſſe⸗ 
ment glänzende Geſchäfte, ſo hat der Staat Einnahmen von 
einer Höhe, welche ſich nicht im Voraus terchnen laſſen, 
geht ein Etabliſſement ſchlecht, fo treten vielleicht Auefälle 
in den Einnahmen ein, welche auf das Budg⸗t von nachthei⸗ 
ligem Einfluß fein können. Allerdings werden in einem 
größeren Staate, welcher bei einem ſehr ledeutenden Budget 


20,000 Gulden baares Silbergeld, 


kann Jedermann gewinuen, der ſich bei der 
großen Frankfurter Geldverloofung 
betbeiligt, ſowie weitere Haupitreffer von 
Gulden 100,000, 40,000, 25,00, 20 000, 15,000, 
12,000, 10,000, 6 000, 5,000 x. 
Dieſe von der hohen hieſigen Neyierung genehmigte und 
der Stadt garantirte 
Neueſte große Prämien⸗Verlooſung 
bietet den Theilnehmern in jeder Beziehung die größten 
Voriheile. 
Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen. 
Das ganze Einlagekapital wird binnen 5 Monaten mitteljt 
G. winyziebungen zurückberahlt und müſſen planmäßig bis 
dahin fämmilliche 12.500 G winne, 11 Prämien und 18,400 
Fr ilooſe von den Intereſſenten erlangt werden. 
Ganze Originalloſe koſten fl. 6. — oder R hlr. 3. 13. 
Halbe „ Be .— „ „ 1. 22. 
Viertel " „ „ 1½ „ — 26. 
(Dieie Originalloſe find mit dem Statdfiegel verfehen) 
chon am 12. und 13. kommenden Monates 
beuxinnen die Ziehungen. Veſtellungen unter Beifügung des 
Betrages oder gegen Poſtnachnakme werden ſofert pü ktlichſt 
0 auegefünrt und die erforderlichen Pläne gratis beigefügt. 
Nach ftattaenakter Zrebung erhält jeder Theil nehmer die 
amtliche Liſte und Gewinne baar über chickt 
Jegliche Auskunft in Betreff dieſer großen und inter- 
eſſanten Ve. loo ungen wird gerne eriheilt und eine ſters 
reelle gute Bedienung zugeſichert. Man beliebe ſich daher 
vertrauenevoll baldigſt direkt zu wenden an 
L. Steindecker- Schlesinger, 
Bank- und Wechſel-Geſchäft 
in Frankfurt am Main. 
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nur wenig induſtrielle Etabliſſements beſitzt, ſoiche Zufäll'g⸗ 
keiten nur eine untergeordnete Rolle ſpielen, welche man in⸗ 
deß immerhin zweckmäßiger zu vermeiden ſuchen wird. Aber 
in der Neuzeit iſt ein Zweig der Staats⸗Ja dulrie allgemein 
geworden, deſſen B trieb auch bei den größeren Staaten, 
welche ſich viel mit demſelben abgeben, meiſt von weſent⸗ 
lichem Einfluß iſt. Es iſt dies der Bau und Betrieb 
der Eiſenbahnen durch den Staat. Bei dieſer In⸗ 
duſtrie wird die Brutto⸗Einnahme ſtets eine ſehr bedeutende 
fein, und wenn ihr auch eine ſehr bedeutende Ausgabe gegen · 
über ſteht, fo bietet fie doch ſchon bei Aufſtellung des Bud⸗ 
gets Gelegenheit, daſſelbe je nach den Abſichten der Regie⸗ 
rung ganz weſentlich zu modifiziren. Will man z. B. eine 
Ausgabe in irgend einem Zweige der Verwaltung als bei 
den vorhandenen Mitteln möglich herſtellen, ſo braucht 
man nur bei den Eiſenbahnen ſehr geringe Summen 
für Neu⸗Anſchaffungen anzuſetzen, will man die Auf⸗ 
hebung einer Steuer als unthunlich erſcheinen laſſen, nun, 
fo ſetzt man recht viele Neu Anſchaffungen im Budget 
der Eiſenbahnen an, und kann ſo leicht die Ausgaben ſo feſt⸗ 
Keen daß die fragliche Steuer unbedingt nothwendig er- 
eint. 

Dieſes Verhältniß, welches bei den Eiſenbahnen in einer 
leicht in die Augen fallenden Weiſe berantriit, ift natürlich 
bei allen andern induſtriellen Etabliſſements des Staates 
ein ähnliches, und dieſes allein ſpricht ſchon, abgeſehen von 
allen wirthſchaftlichen Gründen, gegen die Nützlichkeit des 
Betriebes an induſtriellen Unternehmungen durch den Staat. 
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